
Das Amtsblatt erscheint mindestens einmal wöchentlich und ist bei folgenden Einrichtungen der Stadtverwaltung Ludwigshafen am Rhein erhältlich: Bürgerservice im 
Rathaus mit den Außenstellen Oggersheim, Oppau und Achtmorgenstraße 9, sowie in den Büros der Ortsvorsteherinnen und Ortsvorsteher; darüber hinaus wird das 
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Sitzung des Kulturausschusses 

Die Mitglieder des Kulturausschusses treten am  

Montag, 15. November 2021, 16:30 Uhr, 

zu einer öffentlichen/nichtöffentlichen Sitzung zusammen.  

Die Sitzung findet in Form einer Videokonferenz statt. Interessierte können der öffentlichen Sitzung im 
Kulturzentrum dasHaus, Bahnhofstr. 30, 67059 Ludwigshafen per Live-Übertragung folgen. Aus 
Gründen des Gesundheitsschutzes stehen nur begrenzte Kapazitäten für die Öffentlichkeit zur 
Verfügung. Abstands- und Hygieneregeln sind einzuhalten.  

T a g e s o r d n u n g: 

Öffentliche Sitzung 

1. Etatberatungen 2022 der Bereiche Kultur und Theater 

2. Ernst-Bloch-Zentrum: Verleihung des Bloch-Preises 

Am Ende des öffentlichen Teils erfolgt die Beantwortung von Anfragen. 

In der nichtöffentlichen Sitzung werden 

Stiftungsentscheidungen 
Personalangelegenheiten 

behandelt. 

Ludwigshafen am Rhein, 12.11.2021 

gez.  
Prof. Dr. Cornelia Reifenberg 
Bürgermeisterin 

 

http://www.ludwigshafen.de/buergernah/rathaus/amtsblatt/


Bekanntmachung 
Sitzung der Fischereigenossenschaft "Kiefweiher" 

 

Am Donnerstag, den 2. Dezember 2021, 12.30 Uhr findet in der Gaststätte "Weißes Häus´l", 
Großwiesenstraße 3, 67065 Ludwigshafen, die 

Genossenschaftsversammlung 

der Fischereigenossenschaft "Kiefweiher" statt. 

T  a g e s  o r  d n u n g:  

1. Rechnungslegung für das Haushaltsjahr 2019 

2. Rechnungsprüfung für das Haushaltsjahr 2019 

3. Entlastung des Vorstandes 

4. Neuwahl des Vorstandes 

5. Erläuterungen zum Haushaltsentwurf 2020 

6. Haushaltsentwurf 2021 

7. Verschiedenes 

Ludwigshafen am Rhein, den 12.11.2021 
 

gez.  
Hoffelder 
Stellvertretender Vorsitzender 

 

Bauleitplan liegt aus; 
30. Teiländerung des Flächennutzungsplans ‘99  

„Medizinisches Versorgungszentrum Oppau“ 
Stadtteil: Oppau 

 

Der Stadtrat der Stadt Ludwigshafen am Rhein hat in seiner Sitzung am 5. Mai 2020 beschlossen, die 
30. Teiländerung des Flächennutzungsplanes ‘99 „Medizinisches Versorgungszentrum Oppau“ 
aufzustellen. Nunmehr hat der Bau- und Grundstücksausschuss in seiner öffentlichen Sitzung am 4. 
Oktober 2021 beschlossen, die gemäß § 3 Absatz 2 BauGB gebotene Beteiligung der Öffentlichkeit 
durchzuführen. 

Ziel und Zweck der Planung: 

Bislang wird die Fläche landwirtschaftlich genutzt. Ziel der Teiländerung des Flächennutzungsplans ist 
die Änderung der Darstellung von Grünfläche in gemischte Baufläche. Innerhalb dieser Fläche soll ein 
Medizinisches Versorgungszentrum entstehen, um langfristig die medizinische Versorgung im Stadtteil 
Oppau zu sichern. Steuernde Festsetzungen zur Sicherung der baurechtlichen Verträglichkeit, der 
Umweltverträglichkeit und der verkehrlichen Erschließung werden auf der nachgeordneten Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung getroffen. 

Plangebiet: 



Der Geltungsbereich der Teiländerung Nr. 30 des Flächennutzungsplans ’99 umfasst circa 6.863 
Quadratmeter. Er ergibt sich aus der gestrichelten Linie im beigefügten Lageplan und wird begrenzt: 

im Norden: durch die nördliche Grenze des Flurstücks Nr. 2349/4 
im Osten: durch die westliche Grenze des Flurstücks Nr. 2349/7 
im Süden: durch die südliche Grenze des Flurstücks Nr. 2355/4 
im Westen: durch die westliche Grenze des Flurstücks Nr. 2353/4. 

Die Teiländerung des Flächennutzungsplans ´99 erfolgt im Parallelverfahren mit dem 
Bebauungsplanverfahren Nr. 674 „Medizinisches Versorgungszentrum Oppau“.  

Offenlage und weitere Angaben: 

Der Entwurf der 30. Teiländerung des Flächennutzungsplanes ‘99 „Medizinisches Versorgungszentrum 
Oppau“ liegt nach Beschluss des Bau- und Grundstücksausschusses vom 4. Oktober 2021 gemäß § 3 
Absatz 2 BauGB mit dem Erläuterungsbericht einschließlich der wesentlichen bereits vorliegenden 
umweltbezogenen Stellungnahmen während der Dienststunden (Montag bis Donnerstag von 8:30 Uhr 
bis 16:00 Uhr und freitags von 8:30 Uhr bis 12:00 Uhr) in der Zeit vom  

19. November bis einschließlich 22. Dezember 2021 

bei der Stadtplanung der Stadt Ludwigshafen am Rhein, Halbergstraße 1, 67061 Ludwigshafen, im 
Foyer, zur öffentlichen Einsichtnahme aus.  

Der Inhalt der Bekanntmachung nach § 3 Absatz 2 Satz 2 BauGB kann im Internet unter 
www.ludwigshafen.de über den Pfad: Bürgernah / Rathaus / Amtsblatt eingesehen werden. Die 
ausgelegten Unterlagen sind für die Dauer der Auslegung auch im Internet einsehbar unter 
www.ludwigshafen.de über den Pfad: Nachhaltig / Planen, Bauen, Wohnen / Bauleitplanung / 
Öffentlichkeitsbeteiligung. 
 

Während der Dauer der Planauslegung können Anregungen zu den Planungen schriftlich oder mündlich 
zur Niederschrift bei der Stadtverwaltung – Bereich Stadtplanung – vorgebracht werden. 

Gemäß § 3 Absatz 2 Satz 2, zweiter Halbsatz in Verbindung mit § 4a Absatz 6 BauGB wird darauf 
hingewiesen, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist abgegeben werden können und dass 
nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan 
unberücksichtigt bleiben können, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen 
müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bebauungsplanes nicht von Bedeutung ist. 

Arten umweltbezogener Informationen:  

Folgende Arten umweltbezogener Informationen sind bei der Stadt Ludwigshafen am Rhein verfügbar 
und werden öffentlich ausgelegt beziehungsweise im Internet bereitgestellt: 

• Fachbeitrag Naturschutz für die Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 674 
„Medizinisches Versorgungszentrum Oppau“. 

Der Fachbeitrag Naturschutz ist als Umweltbericht gesonderter Bestandteil der Begründung zum 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan. Er trifft Aussagen zu den Auswirkungen der Planung auf die 
Schutzgüter Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft / Klima, Landschaft, biologische Vielfalt, 
Menschen und deren Gesundheit sowie Kultur- und Sachgüter. Nach der Erläuterung der geplanten 
Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung der Beeinträchtigung sowie zum Ausgleich erheblicher 
nachteiliger Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter folgt die Prognose und Bewertung der 
verbleibenden erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen des Vorhabens. Zudem werden 
Aussagen zu den Themen Artenschutz, Lärmimmissionen, Baugrund/ Bodenbelastungen sowie zur 
Frage der Einhaltung von Sicherheitsabständen zu Störfallbetrieben getroffen. 

 

http://www.ludwigshafen.de/


Grundlage dafür bilden die nachfolgend aufgeführten Gutachten und Fachbeiträge: 

 Untersuchungen zur Versickerungsfähigkeit des Untergrundes für Niederschlagswasser und 
orientierende chemische Bodenanalysen; Untersuchungsbericht mit ergänzenden Angaben zur 
Baugrund- und Grundwassersituation und zu Bodenbelastungen, Ingenieurbüro für Geotechnik, 
Dipl.-Ing. J. Krusche, Griesheim, 05.10.2020; 

 Medizinisches Versorgungszentrum Oppau - Verkehrsuntersuchung, Freudl Verkehrsplanung, 
Darmstadt, 14.04.2021; 

 Klima- und Luftschadstoffgutgutachten zum geplanten Medizinischen Versorgungszentrum 
Oppau / B-Planverfahren Nr. 674 und 30. Teiländerung des FNP in Ludwigshafen am Rhein, 
ÖKOPLANA, Mannheim, 18.01.2021; 

 Artenschutzerfassung geplantes Ärztezentrum – Ludwigshafen/Oppau, L.U.P.O. Gesellschaft 
für angewandte Landschaftsökologie und Umweltplanung Dr. Ott mbH, 18.08.2021; 

 Stadt Ludwigshafen am Rhein, Vorhabenbezogener Bebauungsplan 674 Medizinisches 
Versorgungszentrum Oppau, Schallimmissionsschutz, Sachverständigenbüro tasch, Würzburg, 
19.07.2021. 

Weiterhin wurden während der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Absatz 1 BauGB sowie der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 
Absatz 1 BauGB Stellungnahmen mit umweltbezogenen Informationen zu folgenden Themen 
vorgebracht: 

• Abstimmungsbedarf hinsichtlich der Ausgleichsmaßnahmen 
• Bedenken wegen höherer Verkehrsbelastung  
• Bedenken wegen Lärm- und Immissionsbelastungen  
• Abstimmungsbedarf hinsichtlich der Versickerung des Niederschlagswassers und Erstellung einer 

Entwässerungsplanung 
• Hinweis auf vorhandene Altablagerung 
• Hinweis auf natürliches Radonpotential  
• Hinweis zum Umgang mit archäologischen Kulturdenkmälern  
 

Datenschutz: 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf Grundlage des § 3 BauGB in Verbindung mit 
Artikel 6 Absatz 1e Datenschutz-Grundverordnung – DSGVO – und dem rheinlandpfälzischen 
Datenschutzgesetz. Wird eine Stellungnahme ohne Absenderangaben abgegeben, erfolgt keine 
Mitteilung über das Ergebnis der Prüfung. Weitere Informationen sind dem Formblatt 
„Informationspflichten bei der Erhebung von Daten im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung nach 
BauGB“ (Artikel 13 DSGVO) zu entnehmen, welches im Rahmen der Offenlage ausliegt. 

Ludwigshafen am Rhein, 8.11.2021 
Stadtverwaltung 

gez. 
Alexander Thewalt 
Beigeordneter 

 



Geltungsbereich: 

 

 

 

Bebauungsplan liegt aus; 
Bebauungsplan Nr. 674 „Medizinisches Versorgungszentrum Oppau“ 

Stadtteil: Oppau 
 

Der Stadtrat der Stadt Ludwigshafen am Rhein hat in seiner Sitzung am 5. Mai 2020 beschlossen, 
gemäß § 2 Absatz 1 des Baugesetzbuches – BauGB – den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 
674 „Medizinisches Versorgungszentrum Oppau“ aufzustellen. Nunmehr hat der Bau- und 
Grundstücksausschuss in seiner öffentlichen Sitzung am 4. Oktober 2021 beschlossen, die gemäß § 3 
Absatz 2 BauGB gebotene Beteiligung der Öffentlichkeit durchzuführen. 

Ziel und Zweck der Planung: 

Ziel der Planung ist es, mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 674 „Medizinisches 
Versorgungszentrum Oppau“ die planungsrechtliche Grundlage zu schaffen, ein Ärztehaus mit 
mehreren Praxen (unter anderem chirurgische Praxis, Allgemeinmedizin, HNO und Augen- und 
Zahnheilkunde) und ergänzenden Nutzungen wie eine Apotheke, Optiker, Hörgeräteakustiker und 
Bäcker zu realisieren. Da keine geeigneten Innenentwicklungspotentiale vorhanden sind und um die 
Ärzte langfristig im Stadtteil halten zu können, soll eine bisher landwirtschaftlich genutzte 
Arrondierungsfläche am südlichen Siedlungsrand als Baufläche entwickelt werden. Hierbei liegt ein 
Hauptaugenmerk auf der Nachbarverträglichkeit und Umweltverträglichkeit des Projektes.  



Plangebiet: 

Der Geltungsbereich umfasst ca. 7247 Quadratmeter. Er ergibt sich aus der gestrichelten Linie im 
beigefügten Lageplan und wird begrenzt: 

im Norden: durch eine Teilfläche der Flurstücke 2293/2, 2293, 2348/2 und 2347 und durch die 
nördliche Grenze des Flurstücks Nr. 2349/4 

im Osten: durch die westliche Grenze des Flurstücks Nr. 2349/7 

im Süden: durch die südliche Grenze des Flurstücks Nr. 2355/4 

im Westen: durch die westliche Grenze der Flurstücke Nr. 2353/4 und 2291. 

Offenlagezeitraum und weitere Angaben: 

Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 674 „Medizinisches Versorgungszentrum 
Oppau“ mit seiner Begründung, den textlichen Festsetzungen einschließlich der bereits vorliegenden 
umweltbezogenen Stellungnahmen liegt während der Dienststunden (Montag bis Donnerstag von 8:30 
Uhr bis 16:00 Uhr und freitags von 8:30 Uhr bis 12:00 Uhr) in der Zeit vom  

19. November bis einschließlich 22. Dezember 2021 

bei der Stadtplanung der Stadt Ludwigshafen am Rhein, Halbergstraße 1, 67061 Ludwigshafen, im 
Foyer, zur öffentlichen Einsichtnahme aus.  

Der Inhalt der Bekanntmachung nach § 3 Absatz 2 Satz 2 BauGB kann im Internet unter 
www.ludwigshafen.de über den Pfad: Bürgernah / Rathaus / Amtsblatt eingesehen werden. Die 
ausgelegten Unterlagen sind für die Dauer der Auslegung auch im Internet einsehbar unter 
www.ludwigshafen.de über den Pfad: Nachhaltig / Planen, Bauen, Wohnen / Bauleitplanung / 
Öffentlichkeitsbeteiligung. 

Während der Dauer der Planauslegung können Anregungen zu den Planungen schriftlich oder mündlich 
zur Niederschrift bei der Stadtverwaltung – Bereich Stadtplanung – vorgebracht werden. 

Gemäß § 3 Absatz 2 Satz 2, zweiter Halbsatz in Verbindung mit § 4a Absatz 6 BauGB wird darauf 
hingewiesen, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist abgegeben werden können und dass 
nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan 
unberücksichtigt bleiben können, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen 
müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bebauungsplanes nicht von Bedeutung ist. 

Arten umweltbezogener Informationen:  

Folgende Arten umweltbezogener Informationen sind bei der Stadt Ludwigshafen am Rhein verfügbar 
und werden öffentlich ausgelegt beziehungsweise im Internet bereitgestellt: 

• Fachbeitrag Naturschutz für die Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 674 
„Medizinisches Versorgungszentrum Oppau“ 

Der Fachbeitrag Naturschutz ist als Umweltbericht gesonderter Bestandteil der Begründung zum 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan. Er trifft Aussagen zu den Auswirkungen der Planung auf die 
Schutzgüter Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft / Klima, Landschaft, biologische Vielfalt, 
Menschen und deren Gesundheit sowie Kultur- und Sachgüter. Nach der Erläuterung der geplanten 
Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung der Beeinträchtigung sowie zum Ausgleich erheblicher 
nachteiliger Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter folgt die Prognose und Bewertung der 
verbleibenden erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen des Vorhabens. Zudem werden 

http://www.ludwigshafen.de/


Aussagen zu den Themen Artenschutz, Lärmimmissionen, Baugrund/ Bodenbelastungen sowie zur 
Frage der Einhaltung von Sicherheitsabständen zu Störfallbetrieben getroffen. 

Grundlage dafür bilden die nachfolgend aufgeführten Gutachten und Fachbeiträge: 

 Untersuchungen zur Versickerungsfähigkeit des Untergrundes für Niederschlagswasser und 
orientierende chemische Bodenanalysen; Untersuchungsbericht mit ergänzenden Angaben zur 
Baugrund- und Grundwassersituation und zu Bodenbelastungen, Ingenieurbüro für Geotechnik, 
Dipl.-Ing. J. Krusche, Griesheim, 5.10.2020;  

 Medizinisches Versorgungszentrum Oppau - Verkehrsuntersuchung, Freudl Verkehrsplanung, 
Darmstadt, 14.04.2021; 

 Klima- und Luftschadstoffgutgutachten zum geplanten Medizinischen Versorgungszentrum 
Oppau / B-Planverfahren Nr. 674 und 30. Teiländerung des FNP in Ludwigshafen am Rhein, 
ÖKOPLANA, Mannheim, 18.01.2021; 

 Artenschutzerfassung geplantes Ärztezentrum – Ludwigshafen/Oppau, L.U.P.O. Gesellschaft 
für angewandte Landschaftsökologie und Umweltplanung Dr. Ott mbH, 18.08.2021; 

 Stadt Ludwigshafen am Rhein, Vorhabenbezogener Bebauungsplan 674 Medizinisches 
Versorgungszentrum Oppau, Schallimmissionsschutz, Sachverständigenbüro tasch, Würzburg, 
19.07.2021. 

Weiterhin wurden während der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Absatz 1 BauGB sowie der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 
Absatz 1 BauGB Stellungnahmen mit umweltbezogenen Informationen zu folgenden Themen 
vorgebracht: 

• Abstimmungsbedarf hinsichtlich der Ausgleichsmaßnahmen 

• Bedenken wegen höherer Verkehrsbelastung  

• Bedenken wegen Lärm- und Immissionsbelastungen  

• Abstimmungsbedarf hinsichtlich der Versickerung des Niederschlagswassers und Erstellung einer 
Entwässerungsplanung 

• Hinweis auf vorhandene Altablagerung 

• Hinweis auf natürliches Radonpotential  

• Hinweis zum Umgang mit archäologischen Kulturdenkmälern  

Datenschutz: 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf Grundlage des § 3 BauGB in Verbindung mit 
Artikel 6 Absatz 1e Datenschutz-Grundverordnung – DSGVO – und dem rheinlandpfälzischen 
Datenschutzgesetz. Wird eine Stellungnahme ohne Absenderangaben abgegeben, erfolgt keine 
Mitteilung über das Ergebnis der Prüfung. Weitere Informationen sind dem Formblatt 
„Informationspflichten bei der Erhebung von Daten im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung nach 
BauGB“ (Artikel 13 DSGVO) zu entnehmen, welches im Rahmen der Offenlage ausliegt. 

Ludwigshafen am Rhein, 8.11.2021 

Stadtverwaltung 



gez. 
Alexander Thewalt 
Beigeordneter 

Geltungsbereich: 

 

 

 

Bekanntgabe gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes  
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

Die Stadtverwaltung Ludwigshafen am Rhein gibt als zuständige Genehmigungsbehörde bekannt, dass 
bei der folgenden, im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens beantragten 
Anlage, eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht durchgeführt wird.  

Antrag der Fa. BASF SE vom 14.5.2020 zur wesentlichen Änderung des zentralen Tanklagers T600-
Feld 

Vorhaben: Neubau Tank B 1502, 

Standort der Anlage ist das Werksgelände der Fa. BASF SE, Ludwigshafen am Rhein, Carl-Bosch-
Straße 38,  

Bau T 600, Anlagen-Nr. 02.17., Gemarkung Oppau, Flurst.Nr.: 4003/33.  

Die allgemeine Vorprüfung gemäß § 9 Abs. 3 und 4 i.V.m. § 7 des UVPG hat ergeben, dass nach 
Einschätzung der Stadtverwaltung Ludwigshafen das Vorhaben aufgrund überschlägiger Prüfung unter 
Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteiligen 



Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 bei der Zulassungsentscheidung zu 
berücksichtigen wären.  

Wesentliche Gründe der Entscheidung sind: 

• Die Emissionen der Gesamtanlage in die Luft sind so gering, dass Immissionskenngrößen nach TA 
Luft nicht zu ermitteln sind. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen.  

• Der Lärm-Immissionspegelanteil am relevanten Aufpunkt entspricht den Vorgaben des 
Lärmschutzkonzeptes der BASF SE. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Das anfallende Abwasser kann in der Kläranlage behandelt werden. Auswirkungen auf die Nitrifikation 
in der Kläranlage werden nicht erwartet. Die Einleitung in den Vorfluter erfolgt im Rahmen der 
Grenzwerte nach der wasserrechtlichen Erlaubnis vom 30.08.2002, AZ.: 31/566-111 Fr 32/74. 
Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen.  

• Nicht vermeidbare Abfälle werden entsprechend den abfallrechtlichen Vorgaben auf Möglichkeiten der 
Vorbereitung zur Wiederverwendung und des internen oder externen Recyclings überprüft. Ist dies 
technisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar werden die Abfälle zur sonstigen Verwertung 
oder Beseitigung an dafür genehmigte Anlagen unter Berücksichtigung der sozialen Folgen abgegeben. 
Die Vorgaben gem. § 7 KrWG werden eingehalten. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Bei der beantragten Anlagenänderung handelt es sich um keine störfallrelevante Änderung des 
Betriebsbereichs der BASF SE im Sinne des § 16a BImSchG, da durch die antragsgemäßen 
Maßnahmen keine anderen störfallrelevanten Auswirkungen auf die Nachbarschaft als bisher 
hervorgerufen werden.  

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Ludwigshafen am Rhein, 9.11.2021 

Stadt Ludwigshafen am Rhein  

gez 
Thewalt 
Beigeordneter 

 

 

Bekanntgabe gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes  
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

Die Stadtverwaltung Ludwigshafen am Rhein gibt als zuständige Genehmigungsbehörde bekannt, dass 
bei der folgenden, im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens beantragten 
Anlage, eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht durchgeführt wird.  

Antrag der Fa. BASF SE vom 18.12.2019 zur wesentlichen Änderung der Kammerbetriebe 

Vorhaben: Sicherheitstechnische Nachrüstungen Kammer 14 und Methylamin-Logistik, 

Standort der Anlage ist das Werksgelände der Fa. BASF SE, Ludwigshafen am Rhein, Carl-Bosch-
Straße 38,  

Bau D 429, Anlagen-Nr. 08.03., Gemarkung Ludwigshafen, Flurst.Nr.: 2608/51.  



Die allgemeine Vorprüfung gemäß § 9 Abs. 3 und 4 i.V.m. § 7 des UVPG hat ergeben, dass nach 
Einschätzung der Stadtverwaltung Ludwigshafen das Vorhaben aufgrund überschlägiger Prüfung unter 
Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 bei der Zulassungsentscheidung zu 
berücksichtigen wären.  

Wesentliche Gründe der Entscheidung sind: 

• Die Emissionen der Gesamtanlage in die Luft sind so gering, dass Immissionskenngrößen nach TA 
Luft nicht zu ermitteln sind. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen.  

• Der Lärm-Immissionspegelanteil am relevanten Aufpunkt entspricht den Vorgaben des 
Lärmschutzkonzeptes der BASF SE. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Das anfallende Abwasser kann in der Kläranlage behandelt werden. Auswirkungen auf die Nitrifikation 
in der Kläranlage werden nicht erwartet. Die Einleitung in den Vorfluter erfolgt im Rahmen der 
Grenzwerte nach der wasserrechtlichen Erlaubnis vom 30.08.2002, AZ.: 31/566-111 Fr 32/74. 
Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen.  

• Nicht vermeidbare Abfälle werden entsprechend den abfallrechtlichen Vorgaben auf Möglichkeiten der 
Vorbereitung zur Wiederverwendung und des internen oder externen Recyclings überprüft. Ist dies 
technisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar werden die Abfälle zur sonstigen Verwertung 
oder Beseitigung an dafür genehmigte Anlagen unter Berücksichtigung der sozialen Folgen abgegeben. 
Die Vorgaben gem. § 7 KrWG werden eingehalten. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Bei der beantragten Anlagenänderung handelt es sich um keine störfallrelevante Änderung des 
Betriebsbereichs der BASF SE im Sinne des § 16a BImSchG, da durch die antragsgemäßen 
Maßnahmen keine anderen störfallrelevanten Auswirkungen auf die Nachbarschaft als bisher 
hervorgerufen werden.  

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Ludwigshafen am Rhein .09.11.2021 

Stadt Ludwigshafen am Rhein  

gez 
Thewalt 
Beigeordneter 

 

 

Bekanntgabe gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes  
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

Die Stadtverwaltung Ludwigshafen am Rhein gibt als zuständige Genehmigungsbehörde bekannt, dass 
bei der folgenden, im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens beantragten 
Anlage, eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht durchgeführt wird.  

Antrag der Fa. BASF SE vom 18.12.2019 zur wesentlichen Änderung der Behälterreinigungsanlage 

Vorhaben: Integration eines Einwellenzerkleinerers, 

Standort der Anlage ist das Werksgelände der Fa. BASF SE, Ludwigshafen am Rhein, Carl-Bosch-
Straße 38,  



Bau K 255, K 236, Anlagen-Nr. 40.30., Gemarkung Oppau, Flurst.Nr.: 4341/6.  

Die allgemeine Vorprüfung gemäß § 9 Abs. 3 und 4 i.V.m. § 7 des UVPG hat ergeben, dass nach 
Einschätzung der Stadtverwaltung Ludwigshafen das Vorhaben aufgrund überschlägiger Prüfung unter 
Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 bei der Zulassungsentscheidung zu 
berücksichtigen wären.  

Wesentliche Gründe der Entscheidung sind: 

• Die Emissionen der Gesamtanlage in die Luft sind so gering, dass Immissionskenngrößen nach TA 
Luft nicht zu ermitteln sind. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen.  

• Der Lärm-Immissionspegelanteil am relevanten Aufpunkt entspricht den Vorgaben des 
Lärmschutzkonzeptes der BASF SE. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Das anfallende Abwasser kann in der Kläranlage behandelt werden. Auswirkungen auf die Nitrifikation 
in der Kläranlage werden nicht erwartet. Die Einleitung in den Vorfluter erfolgt im Rahmen der 
Grenzwerte nach der wasserrechtlichen Erlaubnis vom 30.08.2002, AZ.: 31/566-111 Fr 32/74. 
Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen.  

• Nicht vermeidbare Abfälle werden entsprechend den abfallrechtlichen Vorgaben auf Möglichkeiten der 
Vorbereitung zur Wiederverwendung und des internen oder externen Recyclings überprüft. Ist dies 
technisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar werden die Abfälle zur sonstigen Verwertung 
oder Beseitigung an dafür genehmigte Anlagen unter Berücksichtigung der sozialen Folgen abgegeben. 
Die Vorgaben gem. § 7 KrWG werden eingehalten. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Bei der beantragten Anlagenänderung handelt es sich um keine störfallrelevante Änderung des 
Betriebsbereichs der BASF SE im Sinne des § 16a BImSchG, da durch die antragsgemäßen 
Maßnahmen keine anderen störfallrelevanten Auswirkungen auf die Nachbarschaft als bisher 
hervorgerufen werden.  

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Ludwigshafen am Rhein, .9.11.2021 

Stadt Ludwigshafen am Rhein  

gez 
Thewalt 
Beigeordneter 

 

 

Bekanntgabe gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes  
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

Die Stadtverwaltung Ludwigshafen am Rhein gibt als zuständige Genehmigungsbehörde bekannt, dass 
bei der folgenden, im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens beantragten 
Anlage, eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht durchgeführt wird.  

Antrag der Fa. BASF SE vom 12.12.2019 zur wesentlichen Änderung der Kammerbetriebe 

Vorhaben: Sicherheitstechnische Neubetrachtung R 100, 



Standort der Anlage ist das Werksgelände der Fa. BASF SE, Ludwigshafen am Rhein, Carl-Bosch-
Straße 38,  

Bau E 313, Anlagen-Nr. 05.02., Gemarkung Ludwigshafen, Flurst.Nr.: 2608/55.  

Die allgemeine Vorprüfung gemäß § 9 Abs. 3 und 4 i.V.m. § 7 des UVPG hat ergeben, dass nach 
Einschätzung der Stadtverwaltung Ludwigshafen das Vorhaben aufgrund überschlägiger Prüfung unter 
Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 bei der Zulassungsentscheidung zu 
berücksichtigen wären.  

Wesentliche Gründe der Entscheidung sind: 

• Die Emissionen der Gesamtanlage in die Luft sind so gering, dass Immissionskenngrößen nach TA 
Luft nicht zu ermitteln sind. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen.  

• Der Lärm-Immissionspegelanteil am relevanten Aufpunkt entspricht den Vorgaben des 
Lärmschutzkonzeptes der BASF SE. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Das anfallende Abwasser kann in der Kläranlage behandelt werden. Auswirkungen auf die Nitrifikation 
in der Kläranlage werden nicht erwartet. Die Einleitung in den Vorfluter erfolgt im Rahmen der 
Grenzwerte nach der wasserrechtlichen Erlaubnis vom 30.08.2002, AZ.: 31/566-111 Fr 32/74. 
Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen.  

• Nicht vermeidbare Abfälle werden entsprechend den abfallrechtlichen Vorgaben auf Möglichkeiten der 
Vorbereitung zur Wiederverwendung und des internen oder externen Recyclings überprüft. Ist dies 
technisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar werden die Abfälle zur sonstigen Verwertung 
oder Beseitigung an dafür genehmigte Anlagen unter Berücksichtigung der sozialen Folgen abgegeben. 
Die Vorgaben gem. § 7 KrWG werden eingehalten. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Bei der beantragten Anlagenänderung handelt es sich um keine störfallrelevante Änderung des 
Betriebsbereichs der BASF SE im Sinne des § 16a BImSchG, da durch die antragsgemäßen 
Maßnahmen keine anderen störfallrelevanten Auswirkungen auf die Nachbarschaft als bisher 
hervorgerufen werden.  

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Ludwigshafen am Rhein, 9.11.2021 

Stadt Ludwigshafen am Rhein  

gez 
Thewalt 
Beigeordneter 

 

Ausschreibungen der Stadt Ludwigshafen 

Öffentliche Ausschreibungen der Stadt Ludwigshafen finden Sie ab sofort unter 
www.auftragsboerse.de. 
Dort können Sie alle Ausschreibungsunterlagen kostenlos abrufen! 
Es ist Ziel der Stadt Ludwigshafen die Umsetzung der elektronischen Vergabe weiter zu stärken. 
Um die Vergabevorgänge zwischen Auftraggeber und Bietern möglichst einfach und effizient zu 
gestalten, hat sich die Stadt Ludwigshafen der neuen und optimierten E-Vergabeplattform der 
Metropolregion Rhein-Neckar angeschlossen. 

http://www.auftragsboerse.de/

	T a g e s o r d n u n g:

